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lungsfähigen Sozialstaat. Aber der Koalitionsvertrag 
spricht eine andere Sprache.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn Sie suchen weiter mit alten Rezepten nach Antwor-
ten auf die Herausforderungen des digitalen Wandels.

Sie sprachen von einer guten Entwicklung. Deutsch-
land hat aber einen der größten Niedriglohnsektoren 
Europas. Wir haben eine weitere Zunahme von prekä-
ren Beschäftigungsformen, zum Beispiel Leiharbeit und 
Werkverträge. Es gibt einen massiven Druck auf Be-
schäftigte, jede Arbeit anzunehmen, egal wie schlecht sie 
bezahlt ist. Daran ändert sich nichts; an alldem halten Sie 
fest. 

Wenn man sich den Koalitionsvertrag genauer an-
schaut, stellt sich die Frage: Was sind wirklich Verbes-
serungen für die Beschäftigten? Das Rückkehrrecht in 
Vollzeit, die Einschränkung von Befristungen? Beides 
gilt erst ab einer bestimmten Betriebsgröße. Damit wird 
die Mehrheit der Beschäftigten nicht davon profitieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wollen auch an das Arbeitszeitgesetz heran. Aber 
CDU/CSU und SPD müssen sich merken: Das Arbeits-
zeitgesetz ist ein Schutzgesetz; man darf es nicht aufwei-
chen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Sie sprechen immer von sogenannten Experimentier-
räumen. Aber, meine Damen und Herren, Beschäftigte 
sind doch keine Versuchskaninchen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Gesundheitsschutz und Arbeitssicherheit für Beschäftig-
te müssen wir ausbauen und nicht abbauen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Beispiele beweisen: Der Koalitionsvertrag 
bringt für die Mehrheit der Beschäftigten nichts. Wir als 
Linke haben klare Vorstellungen davon, was jetzt nötig 
wäre und was die Beschäftigten brauchen. Wir brauchen 
beispielsweise einen Mindestlohn in Höhe von 12 Euro 
ohne Ausnahmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir müssen die wöchentliche Höchstarbeitszeit auf 
40 Stunden begrenzen. Wir brauchen eine Stärkung von 
Tarifverträgen und mehr Mitbestimmung für Betriebsräte 
und Personalräte. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die kämpfen nämlich für eine Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen. Für diese Ziele wird Die Linke 
auch in den nächsten Jahren engagiert streiten. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Ferschl. – Als Letzter 

hat der Kollege Stephan Stracke für die CDU/CSU-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Grüß Gott, Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die-
se Koalition hat sich auf ein ambitioniertes Ziel in der 
Arbeitsmarktpolitik verständigt. Dieses Ziel heißt Voll-
beschäftigung; denn Arbeit ist für den Menschen zentral, 
es geht um Würde, es geht um Ansehen, es geht um ein 
erfülltes Leben. Arbeit ist auch für die Leistungsfähigkeit 
einer Volkswirtschaft zentral – beides gehört zusammen, 
wenn wir von einem kräftigen Sozialstaat reden. Des-
wegen bekennen wir uns nicht nur in der Tradition von 
Ludwig Erhard zur Vollbeschäftigung, sondern wir leben 
dieses Ziel auch, und zwar äußerst erfolgreich. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seit 2005 sind Tag für Tag über 500 Menschen weni-
ger arbeitslos und seit 2005 Tag für Tag über 1 350 Men-
schen mehr sozialversicherungspflichtig tätig. Das ist ein 
großer Erfolg. Da wird deutlich: Die Union ist tatsächlich 
die Arbeitnehmerpartei, 

(Beifall bei der CDU/CSU)

und genauso soll es auch in Zukunft sein. 

Unser Anspruch ist, alle Menschen mitzunehmen; kei-
ner darf zurückbleiben. Deswegen widmen wir uns sehr 
intensiv der Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit. 
Wir wollen Menschen, die schon sehr lange arbeitslos 
sind, Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt eröffnen. Ei-
nige sprechen ja von einem Sockel an Arbeitslosigkeit, 
wenn es darum geht, 860 000 langzeitarbeitslose Men-
schen zu beschreiben. Sie meinen damit eigentlich, man 
sollte sich damit abfinden, dass diese Menschen weiter-
hin arbeitslos sind. Wie zynisch ist eine solche Haltung, 
und welches Bild vom Menschen, von seiner Würde, 
verbirgt sich dahinter? Nein, wir wollen den Menschen 
tatsächlich Perspektiven eröffnen, und unser Ziel ist und 
bleibt es, Perspektiven auf dem ersten Arbeitsmarkt zu 
eröffnen. Deswegen war es uns auch in den Koalitions-
verhandlungen so wichtig, den ganzheitlichen Ansatz 
zu betonen. Wir dürfen nicht nur die Betroffenen in den 
Blick nehmen, sondern wir müssen das gesamte Umfeld 
in den Blick nehmen. Nur dann sind wir erfolgreich bei 
der Bekämpfung von Kinderarmut und sorgen für mehr 
Chancengerechtigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unser Ansatz kostet in der Tat Zeit und Kraft, aber die 
Mühe lohnt sich. Der Freistaat Bayern beispielsweise ist 
in diesem Bereich sehr engagiert und hat gute Erfahrun-
gen gemacht. Nun geht es darum, dass die erfolgreichen 
Projekte verbreitert werden, dass Deutschland verstärkt 
wieder Bayerisch spricht. 

(Michael Theurer [FDP]: Bayerisch?)
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Ich setze darauf, dass der neue Bundesfinanzminister die 
notwendigen Mittel bereitstellen wird. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, Sie haben großen Fragebedarf aus-

gelöst. Gestatten Sie Zwischenfragen aus der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und von den Freien Demokraten 
und in der Reihenfolge?

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Selbstverständlich. Das verlängert meine Redezeit. 

Bitte schön.

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Stracke, vielen Dank, dass Sie die 

Frage zulassen. Ich bin dankbar, dass im Laufe der De-
batte das Thema Kinderarmut zur Sprache kommt; Sie 
haben es eben in einem Nebensatz erwähnt. 

Gerade hat der Kollege Weiß uns von der Opposition 
vorgeworfen, eine Leseschwäche zu haben. Ich habe den 
Koalitionsvertrag sehr wohl gelesen und dabei Maßnah-
men vermisst, um zielsicher und effizient gegen Kinder-
armut vorzugehen. 

Sie stellen eine beträchtliche Erhöhung des Kindergel-
des in Aussicht. Ich möchte Sie fragen, ob Ihnen bekannt 
ist, dass diese Kindergelderhöhungen den Familien im 
Hartz‑IV-Bezug nichts nutzen, weil der entsprechen-
de Betrag auf Hartz  IV angerechnet wird. Ich möchte 
Sie fragen, welche konkreten Maßnahmen Sie ergrei-
fen wollen, um den über 2,5 Millionen Kindern, die in 
Deutschland in Armut leben, materiell zu helfen; denn 
die Maßnahmen, die im Koalitionsvertrag niedergelegt 
sind, helfen leider nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Vielen Dank für Ihre Frage. – Ihre Ausführungen zei-

gen doch gerade, dass wir darauf achten müssen, dass 
möglichst viele Menschen aus dem Hartz‑IV-Bezug he
rauskommen. Die Debatte in der Vergangenheit hatte eine 
Schieflage dahin gehend, dass wir uns über Regelsätze – 
so wichtig sie auch sind – unterhalten haben, während die 
entscheidende arbeitsmarktpolitische Bedeutung doch 
darin liegt, die Menschen möglichst schnell in den Ar-
beitsmarkt zurückzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weil Kinder automatisch von der Situation ihrer Eltern 
abhängig sind, wird dann auch die Kinderarmut zum gro-
ßen Teil bekämpft. 

(Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist keine Antwort! Das ist 
ausweichend!  – Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Themaverfehlung!)

Unsere Zielrichtung in dieser Debatte ist, dass wir da-
rauf achten müssen, dass möglichst viele Menschen Per-

spektiven auf dem Arbeitsmarkt haben. Das ist Ausdruck 
christlich-sozialer Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Einen kleinen Moment. Es sind weitere Fragen ausge-

löst worden. Ich lasse die Frage von Herrn Müller, wenn 
Sie sie zulassen, noch zu. Dann bitte ich darum, dass kei-
ne weiteren Fragen gestellt werden.  – Jetzt kommt als 
Nächstes der Kollege Kober und, wenn Sie die Frage zu-
lassen, Herr Müller.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Ist das die 
Fragestunde?)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Nur zu, nur zu.

Pascal Kober (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Kolle-

ge Stracke, Sie sprachen davon, dass Sie das Ziel haben, 
Langzeitarbeitslose in den ersten, allgemeinen Arbeits-
markt zu integrieren. Nun sagt der Minister – und es gibt 
auch andere Stimmen aus der SPD –, dass es um einen 
Sonderarbeitsmarkt, um einen gemeinnützigen Arbeits-
markt geht. Deshalb frage ich Sie: Ist eine gemeinsame 
Linie in der Großen Koalition erkennbar, wenn es darum 
geht, welchen Weg man für und mit den Langzeitarbeits-
losen gehen will? Handelt es sich um einen zusätzlichen, 
wettbewerbsneutralen Arbeitsmarkt, der im öffentlichen 
Interesse ist, oder soll es tatsächlich um die Integration 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt gehen? Das würde ich 
gerne von Ihnen wissen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Ein herzliches Dankeschön für die sehr gute Zwi-

schenfrage. Auf diesen Punkt wäre ich im Laufe meiner 
Rede sowieso eingegangen. 

Für Personen, die besonders arbeitsmarktfern sind, 
ziehen wir als Koalition einen sozialen Arbeitsmarkt in 
Betracht. Wir wollen diesen Menschen mit dem sozialen 
Arbeitsmarkt das notwendige Rüstzeug für den allge-
meinen Arbeitsmarkt mit auf den Weg geben. Allerdings 
sollte aus meiner Sicht die Verweildauer auf einem sol-
chen Arbeitsmarkt zeitlich befristet sein. Der soziale Ar-
beitsmarkt hat nur eine dienende Funktion. Er ist dem 
ersten Arbeitsmarkt nachgeordnet. 

Unsere Erfahrungen der letzten Jahre zeigen: Wir 
müssen darauf achten, dass die Menschen nicht in einer 
sozialpolitische Sackgasse enden. Die Fehler der Ver-
gangenheit dürfen sich nicht wiederholen. Deswegen 
werden wir darauf achten, dass der soziale Arbeitsmarkt 
durchlässig ist. Das entscheidende Kriterium ist, dass die 
Menschen vor allen Dingen auf dem ersten Arbeitsmarkt 
Fuß fassen. Dafür sollen sie das nötige Rüstzeug erhal-
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ten. Dazu kann ein sozialer Arbeitsmarkt dienen; mehr 
aber auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Stracke, erlauben Sie eine Zwischenfra-

ge des Kollegen Müller?

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Ja. Wir können gerne so weitermachen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Das können wir nicht. Ich leite hier die Nachtsitzung. 

Ich bitte darum, auf meine persönliche Befindlichkeit 
Rücksicht zu nehmen. 

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE): 
Herr Präsident, Sie können ganz unbesorgt sein, ich 

werde Herrn Stracke in dieser Debatte nur eine Frage 
stellen. 

Herr Kollege Stracke, danke, dass Sie meine Zwi-
schenfrage zulassen. Sie haben mich nämlich mit Ihrer 
Antwort auf die Frage des Kollegen Lehmann ein wenig 
gepiesackt. Sie haben ausgeführt – das ist sinngemäß Ihre 
Antwort gewesen –, wir bräuchten die Regelbedarfssätze 
für Kinder nicht zu erhöhen, weil Sie gar nicht möch-
ten, dass überhaupt jemand Hartz IV beziehen muss; das 
heißt, wenn die Eltern Arbeit haben, dann gebe es das 
Problem nicht. 

Es gibt 1,9 Millionen Kinder in Deutschland, die in 
Bedarfsgemeinschaften leben, also von Hartz IV. Unge-
fähr 50 Prozent dieser Bedarfsgemeinschaften, im Osten 
sogar 55 Prozent, sind Haushalte von Alleinerziehenden. 
Die Mehrzahl der alleinerziehenden Elternteile geht ar-
beiten; das heißt, sie müssen aufstocken. Ein großer An-
teil von Kindern in Bedarfsgemeinschaften wohnt also 
in Elternhäusern, wo ein Elternteil oder beide Elternteile 
arbeiten gehen und es trotzdem nicht reicht. 

Kann ich Ihren Ausführungen erstens entnehmen, dass 
Sie sicherstellen wollen, dass die Menschen in Zukunft 
so hohe Löhne haben, dass sie gar nicht mehr in Hartz IV 
fallen, das heißt, dass Sie einen Mindestlohn von 12 Euro 
pro Stunde umsetzen werden?

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Werden Sie zweitens für diejenigen, die, obwohl sie ar-
beiten, in Armut fallen, die also nichts dafür können, dass 
sie aufstocken müssen, die Regelbedarfsätze so erhöhen, 
dass kein Kind mehr arm sein muss? 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Vielen Dank auch für diese Frage. – Wir haben – des-

halb erscheint dies auch nicht im Koalitionsvertrag – ja 
schon einen geltenden Gesetzesmechanismus, der vor-
gibt, wie wir beispielsweise mit Inflationssteigerung oder 

anderen Dingen, die die Töpfe verändern, umgehen. Wir 
haben bereits einen durchaus praktizierten Mechanis-
mus, wie wir mit Steigerungen der Regelsätze umgehen 
müssen. 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Na, na, na!)

Deswegen haben wir hier keinen Änderungsbedarf. Das 
Gesetz sieht dies letztendlich schon vor. Ich meine, wir 
haben, in dem Umfang auch zu Recht, die Rechtspre-
chung in vielfältiger Art und Weise schon erlebt. 

Es geht darum – Sie sprechen ein wesentliches Thema 
an –, vor allem die Zielgruppe der Alleinerziehenden in 
den Blick zu nehmen. Das tun wir. Zum einen wollen wir 
Kindergeld und Kinderfreibeträge kraftvoll erhöhen; das 
ist auch Handschrift der Christlich-Sozialen Union. Zum 
Zweiten wollen wir dafür sorgen, dass bei der Kinderbe-
treuung Verlässlichkeit besteht. Den Anspruch auf ver-
lässliche Betreuung haben wir bei der Krippenbetreuung 
schon durchgesetzt, wollen ihn aber beispielsweise auch 
bei der Ganztagsbetreuung in Grundschulen. Die Eltern 
müssen wissen, dass das Kind gut aufgehoben ist, auch 
wenn einmal eine Unterrichtsstunde ausfällt, auch wenn 
sie mal länger arbeiten müssen. Damit eröffnen wir ge-
rade Alleinerziehenden mehr Chancen, auf dem Arbeits-
markt weiterhin aktiv sein zu können, und wir verbessern 
ihre Integration in den Arbeitsmarkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, neben dem 
Thema „Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit“ set-
zen wir auf mehr Weiterbildung. Das ist der weitere Bau-
stein, wenn es darum geht, Vollbeschäftigung zu errei-
chen. Gute Bildung, Ausbildung und eine konsequente 
betriebliche und überbetriebliche Weiterbildung sind der 
Schlüssel für die Zukunft, damit wir auch weiterhin wirt-
schaftlich erfolgreich sein können. Bildung ist so etwas 
wie ein Grundnahrungsmittel.

Vieles geschieht schon in diesem Bereich. Die Sozial-
partner und die Betriebe unternehmen große Anstrengun-
gen. Wir wollen hier aber noch besser werden. Deswegen 
haben wir in diesem Koalitionsvertrag ein ganzes Bündel 
an konkreten Maßnahmen zur Förderung der Bildung und 
Weiterbildung vorgesehen und werden diese umsetzen. 

All diese Überlegungen haben letztendlich ein Ziel. 
Wir wollen einen Mentalitätswechsel in den Köpfen er-
reichen: Wir lernen nicht nur für den Moment, sondern 
für die lange Dauer, und Lernen kann auch richtig Spaß 
machen. Diesen Mentalitätswechsel wollen wir tatsäch-
lich erreichen. Nicht erst dann, wenn es fast zu spät ist, 
wenn Arbeitslosigkeit droht, sollen die Menschen tätig 
werden, sondern sie sollen frühzeitig in diesem Bereich 
präventiv tätig werden. Wenn uns das gelingt, sind wir 
als Land mittel- und langfristig wettbewerbsfähig und 
sorgen dafür, dass unsere sozialen Sicherungssysteme fi-
nanzierbar bleiben. Gute Bildungspolitik ist letztendlich 
eine vorausschauende Sozialpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch eine gute Familienpolitik ist eine vorausschau-
ende Sozialpolitik. Wir wollen, dass Familie gelingt. 
Das Arbeitsrecht ist ja traditionell blind gegenüber den 
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Bedürfnissen der Familien. Frauen entscheiden sich häu-
fig zwischen Familie und Beruf. Wir wollen aber kein 
Entweder-oder, sondern Zwischenwege eröffnen. Famili-
enfreundliche Arbeitszeiten sind ein wesentlicher Faktor 
für das Gelingen von Familie. Hier stehen die Tarifver-
tragspartner in der Verantwortung, aber auch die Politik. 
Wir sind bereits ein gutes Stück vorangekommen, mit 
der Elternzeit und der Pflegezeit. Hier haben wir Mög-
lichkeiten zur Teilzeitarbeit und das Recht zur Rückkehr 
in Vollzeit geschaffen. Genau diesen Weg werden wir 
konsequent weitergehen, und zwar mit einer befristeten 
Teilzeitmöglichkeit: für bis zu fünf Jahre. Damit verfol-
gen wir das Ziel einer stärkeren arbeitsmarktpolitischen 
Integration von Frauen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege Stracke, kommen Sie zum Schluss.

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Ich glaube, dieses Bündel an Maßnahmen im Bereich 

der Weiterbildung, im Bereich der Langzeitarbeitslosig-
keit und im Bereich der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zeigt uns: Wir sind auf einem guten Weg – unions-
geführt.

Ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Stracke. Dank der Abspra-

chen mit den Fragestellern haben Sie es geschafft, am 
längsten zu reden. Dazu beglückwünsche ich Sie herz-
lich.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Damit ist die Rednerliste im wahrsten Sinne des Wor-
tes erschöpft. Weitere Wortmeldungen zu diesem The-
menbereich liegen mir nicht vor.

Wir kommen nun zu dem Themenbereich Verkehr 
und digitale Infrastruktur. Ich erteile als erstem Redner 
dem Bundesminister Andreas Scheuer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Scheuer, Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur: 

Hochgeschätzter Herr Präsident! Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Luftqualität ist 
Lebensqualität; aber Lebensqualität ist auch Bewegungs-
freiheit und Mobilität.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist der Kraftstoff einer pulsierenden Wirtschaft.

Meine Damen und Herren, in den vergangenen Jahren 
haben wir dank der Entscheidungen im Deutschen Bun-
destag eine gute Finanzausstattung für das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur bekommen. 
Danke dafür. Ich sage: Weiter so! Wir müssen dieses 
hohe Niveau verstetigen. Dort, wo wir zusätzliche Mittel 
brauchen, bitten wir um Ihre Unterstützung; denn es geht 

uns alle an. Auch Sie werden von den Bürgerinnen und 
Bürgern vor Ort angesprochen, warum diese Maßnah-
me langsamer durchgeführt wird oder jene Maßnahme 
gar nicht kommt. Deswegen müssen wir vorankommen, 
müssen wir effizienter werden. Das soll unser gemeinsa-
mes Ziel sein. Wir wollen unsere Wirtschaft und unsere 
Mobilität am Laufen halten.

Jetzt geht es darum, dass wir die Mittel, die uns zur 
Verfügung stehen, schneller und effizienter abfließen las-
sen. Aktuell stehen wir in der Verkehrspolitik vor gro-
ßen Herausforderungen. Das können wir fast täglich in 
den Medien verfolgen. Das sind Herausforderungen, für 
mich aber auch Ansporn und Motivation. Mit meinem 
Politikverständnis geht einher, dass der Begriff „Pro-
blem“ von „Pro“ kommt und nicht von „Kontra“. Das 
„Pro“ bedeutet für mich vorwärts, nach vorn, und zwar 
mit ganz konkreten Maßnahmen. 

Wir sind mittendrin, statt nur dabei. Die Umsetzung 
läuft beim Thema Diesel, beim Thema „Luftqualität in 
den Städten“ auf Hochtouren. Wer etwas anderes be-
hauptet, liegt völlig falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich darf Ihnen ein paar Rahmendaten nennen, wich-
tige Meilensteine, die vereinbart und erreicht sind: Der 
verpflichtende Rückruf von 2,46 Millionen VW-Fahrzeu-
gen ist nahezu abgeschlossen. Genauer gesagt liegt die 
Quote nach jetzigem Stand bei über 92 Prozent. Das ist 
eine gute Botschaft. Zum Softwareupdate: Über die Hälf-
te der insgesamt 2,84 Millionen Fahrzeuge sind bereits 
nachgerüstet oder stehen kurz davor. Genau 1,62 Milli-
onen Fahrzeuge sind in Bearbeitung. Damit werden wir 
bis Ende 2018 die NOx-Emissionen von 5,3 Millionen 
Fahrzeugen um bis zu 30 Prozent reduzieren.

(Ingrid Remmers [DIE LINKE]: Das reicht 
aber nicht!)

–  Das wäre mein nächster Satz gewesen.  – Das reicht 
nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen. Deswegen habe 
ich gleich zu Beginn meiner Amtszeit vor einer Woche 
dieses Thema intensiv bearbeitet. Ich kann Ihnen heute 
mitteilen, dass wir die Förderrichtlinie für die Umrüstung 
von Dieselbussen im ÖPNV veröffentlichen werden. 
Wir reden in der Gesamtheit von 28  000  Stadtbussen 
in Deutschland. 107 Millionen Euro nehmen wir in die 
Hand, um den Ausstoß von Tausenden von Stadtbussen 
zu optimieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im nächsten Schritt wollen wir die Förderung auf die 
Fahrzeuge der öffentlichen Infrastruktur, beispielsweise 
Müllwagen, Paketdienste und Krankenwagen, 

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Autos!)

ausweiten und diese auf moderne Technologie umrüsten, 
damit unsere Innenstädte sauberer werden.

Unser Ziel ist, die Lebensqualität in den betroffenen 
Städten zu verbessern. Dabei soll aber – deshalb müssen 
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